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Hatz auf Whistleblower

Ärzte sind streikbereit

Vertreter der US-Geheimdienste versuchen, Edward Snowden für die Anschläge in Paris 
verantwortlich zu machen . Von   Jürgen Heiser 

Junge Mediziner wollen sich in England gegen Kürzungen wehren

 Nach den Anschlägen von Pa-
ris weist der Journalist Glenn 
Greenwald Angriffe von US-

Offiziellen auf den Whistleblower 
Edward Snowden vehement zurück. 
In einem Gespräch mit dem US-Nach-
richtenprogramm  Democracy Now  er-
klärte Greenwald am Donnerstag abend 
(Ortszeit), er habe seit 2002 und 2003, 
als führende Köpfe des US-Militärs und 
der Geheimdienste »auf der Basis der 
Vorspiegelung falscher Tatsachen das 
Land propagandistisch zum Einmarsch 
in den Irak getrieben« hätten, »keine so 
offenen und unverschämten Lügen mehr 
gehört«. 

 Greenwald, Mitbegründer der Platt-
form  The Intercept , hat die Enthüllun-
gen von Snowden über die weltweite 
Überwachung durch die NSA an die 
Öffentlichkeit gebracht. Was ihn jetzt 
so aufbrachte, waren die Äußerungen 
des früheren CIA-Direktors James 
Woolsey, der Snowden kurz zuvor im 
Programm des Senders  CNN  einen 
»Verräter« genannt hatte, der »Blut an 
seinen Händen habe von den Morden 
in Frankreich«. Obwohl die genauen 
Zusammenhänge der Anschläge in 
Paris bislang nur denen bekannt sein 
können, die direkt damit zu tun hatten, 
will Woolsey wissen, dass Snowdens 
Enthüllungen den Tätern in die Hände 
gespielt hätten. Das sei ein Kapitalver-
brechen, und er »würde ihm die Todes-
strafe geben und ihn lieber an seinem 
Hals hängen sehen als bloß auf dem 
elektrischen Stuhl«, geiferte Woolsey 
vor einem Millionenpublikum an den 
Bildschirmen. 

 Ähnliche Ausfälle gegen Snowden 
hatte Woolsey bereits am Sonntag, zwei 
Tage nach den Anschlägen von Paris, 
in einem Interview mit dem  National 
Public Radio  von sich gegeben. Darin 
zeigte er sich wenig begeistert »von den 

Veränderungen, die nach Snowdens Of-
fenlegung von Geheiminformationen« 
vorgenommen wurden. Auch der am-
tierende CIA-Direktor John O. Brennan 
meinte Snowden, als er am Mittwoch auf 
der Konferenz des »Overseas Security 
Advisory Council« in Washington D. C. 
sagte, die Enthüllungen über massenhaf-
tes Ausspionieren hätten es »den Nach-
richtendiensten erschwert, Terroristen 
zu finden, und die nationale Sicherheit 
unterminiert«. 

 Greenwald, der  Democracy Now  live 
aus Brasilien zugeschaltet war, nannte 
es »absolut bemerkenswert«, dass aus-
gerechnet Woolsey in diesen Tagen von 
führenden US-Medien wie  CNN  und 
 MSNBC  als »maßgebliche Figur« zu 
den Anschlägen von Paris befragt wer-
de. Schließlich sei er »der größte Extre-
mist und Radikalkonservative, den die 
Welt der Geheimdienste je ausgekotzt 
hat«. Er sei nicht nur einer der führenden 
Befürworter des Überfalls auf den Irak, 

sondern auch der glühendste Verfechter 
all der Lügen gewesen, die zur US-In-
vasion geführt hätten. Gerade er würde 
nun als wohlrespektierter »Elder Sta-
tesman« der Geheimdienste hingestellt. 
Niemand in den Medien, so Greenwald, 
habe je irgendeine Äußerung von ihm 
hinterfragt. 

 Hinter dem unkritischen Verhalten 
seiner Medienkollegen vermutet Green-
wald auch Ressentiments und Bitternis 
gegenüber Snowden, weil sie von der 
»großen Story« ausgeschlossen waren. 
Deshalb seien sie bereit, jede Chance 
zu nutzen, nicht nur Snowden zu verteu-
feln, sondern den engagierten Journalis-
mus, den er durch sein Handeln gestärkt 
hat. 

 Das Verhalten ranghoher US-Ge-
heimdienstvertreter, jetzt vor allem 
Snowden öffentlich zu verdammen, 
kommentierte Ross Anderson, Professor 
für Sicherheitstechnik an der University 
of Cambridge, in der  New York Times  
mit den Worten: »Die sagen sich, lass’ 
niemals eine gute Krise nutzlos verstrei-
chen.« 

 Was das zitierte »Blut an den Hän-
den« betreffe, sagte Greenwald, gebe es 
»null Beweise« für irgendeine Ausnut-
zung der Enthüllungen von Snowden 
durch die Täter von Paris, jedoch »sehr 
viele Beweise dafür, dass die CIA völ-
lig versagt hat« und die US-Regierung 
»sehr viel dafür getan hat, den IS zu 
stärken«. Deshalb solle jetzt von den 
eigentlichen Tätern abgelenkt und Ed-
ward Snowden vorgeführt werden. Der 
Westen schlachte jeden terroristischen 
Anschlag dafür aus, »noch mehr Krie-
ge führen zu können«. Jede Eskalation, 
auch die in Paris, diene letztlich jenen, 
»die weltweit ihre Waffen verkaufen 
wollen«, so Greenwald, und das sei »im 
wesentlichen der militärisch-industrielle 
Komplex«.     

 Den englischen Assistenzärz-
ten – »Junior Doctors« – 
reicht es. Im Dezember wol-

len sie an drei Tagen streiken – der 

erste Termin ist am 1. Dezember. As-
sistenzärzte sind Mediziner in Ausbil-
dung nach Abschluss ihres Studiums. 
Es handelt sich sowohl um angehende 
Haus- als auch um Krankenhausärzte. 
Diese praktische Ausbildung dauert 
fünf bis zehn Jahre. Danach sind sie 
aufgrund der hohen Studiengebühren 
mit 40.000 Pfund verschuldet. Das 
Einstiegsgehalt liegt bei etwas über 
22.000 Pfund pro Jahr. Dafür arbei-
ten sie mindestens 60 Stunden pro 
Woche  – in der Regel auch am Wo-
chenende. 

 Nun möchte die britische Regie-
rung längere Arbeitszeiten und nied-
rigere Löhne für die englischen As-
sistenzärzte erzwingen. Ab August 
2016 soll eine Normalarbeitszeit von 
90 Stunden pro Woche gelten. Zusatz-
zahlungen für Abend- und Wochen-
enddienste sollen drastisch gestrichen 
werden. Gesundheitsminister Jeremy 
Hunt will mit der Ärztegewerkschaft 
BMA nur verhandeln, wenn sie die 
Forderungen akzeptieren. Eine ähnli-
che Strategie hat die Regierung in den 
vergangenen Jahren auch bei den Be-
diensteten staatlicher Behörden ver-
folgt. Von den Gewerkschaften wurde 
bereits vor den Gesprächen erwartet, 
Gehaltskürzungen und Stellenabbau 

zu akzeptieren. 
 Dass die überwiegende Mehrheit 

der angehenden Mediziner diese Me-
thoden für nicht akzeptabel hält, wur-
de in den vergangenen Wochen bewie-
sen. Immer wieder gab es vorwiegend 
über das Internet organisierte Demon-
strationen. Am vergangenen Samstag 
protestierten 20.000 Assistenzärzte in 
London gegen die Regierungspläne. 

 Auch der geplante Streik hat ein 
eindrucksvolles Mandat. 76 Prozent 
aller englischen Assistenzärzte betei-
ligten sich an der Urabstimmung. 98 
Prozent von ihnen waren für Streiks, 
99,4 Prozent für zusätzliche betriebli-
che Kampfmaßnahmen. Nach Verkün-
dung des Abstimmungsergebnisses 
am Donnerstag rief die Ärztegewerk-
schaft den britischen Gesundheitsmi-
nister zu einem Mediationsverfahren 
auf. Doch der weigert sich bislang. 

 Für die Konservativen geht es um 
viel. Die britische Tageszeitung  The 
Guardian  berichtete unter Berufung 
auf anonyme Regierungsquellen, dass 
diesem Arbeitskampf »dieselbe Be-
deutung wie dem Bergarbeiterstreik 
1984« eingeräumt wird. Konkret geht 
es um die geplante Zerschlagung und 
Privatisierung des staatlichen Gesund-
heitssystems (NHS). Das Gesund-

heitswesen wurde gezielt ruiniert und 
hat mittlerweile Schulden bei diversen 
privaten Konzernen in Milliarden-
höhe. Bis 2020 sollen 22 Milliarden 
Pfund eingespart werden. Seit 2010 
wurde das jährliche Budget nur um 
0,8 Prozent erhöht. 

 Die neue Militanz der Jungärzte 
kommt da ungelegen. Sie könnte auch 
die Wahrscheinlichkeit von Streiks bei 
anderen Berufen im Gesundheitswesen 
erhöhen. Bislang vertreten die Spitzen 
der großen Gesundheitsgewerkschaf-
ten die Position, dass es keine Bereit-
schaft zum Arbeitskampf gebe. 

 Derzeit ist nur England von geplan-
ten Kampfmaßnahmen betroffen. In 
Schottland, Wales und Nordirland 
haben sich die jeweiligen Regional-
regierungen zu Verhandlungen ohne 
Vorbedingungen bereit erklärt. Genau 
das fordert inzwischen selbst das Füh-
rungspersonal des englischen NHS. 

 Kommt es zum Streik, würde 
schnell klarwerden, wie abhängig das 
Gesundheitswesen von der Ausbeu-
tung der Assistenzärzte ist. Die Rede 
ist von 100.000 Operationen, die dann 
abgesagt werden müssten. Das will 
die NHS-Führung unter allen Umstän-
den verhindern.  

 Christian Bunke, Manchester     

   Noch mehr Kürzungen 
in Griechenland 
     Athen.  Das griechische Parla-
ment hat weitere Kürzungen ge-
billigt und so den Weg für neue 
Milliardenkredite freigemacht. 
Die Koalition von Regierungs-
chef Alexis Tsipras bekam am 
Donnerstag genügend Stim-
men, so dass der Gesetzentwurf 
angenommen wurde. Zwei 
Abgeordnete, die nicht für das 
Paket votierten, wurden aus 
der Regierungsfraktion ausge-
schlossen. Damit hat Tsipras 
nur noch eine Mehrheit von 
drei Sitzen.  
 (Reuters/jW)          

   565.000 Obdachlose 
in den USA 
     Washington.  In den USA sind 
nach offiziellen Angaben weit 
mehr als eine halbe Million 
Menschen obdachlos. Laut 
einer Erhebung vom Januar 
haben derzeit fast 565.000 
Menschen keine Wohnung, 
wie das Wohnungsbau- und 
Stadtplanungsministerium am 
Donnerstag in Washington 
mitteilte. Die Zahl der Jugend-
lichen, die auf der Straße oder 
in Unterkünften leben, liegt 
demnach bei fast 37.000, die 
der obdachlosen ehemaligen 
Soldaten bei 48.000.  
 (dpa/jW)          

   Mehr Mexikaner 
 verlassen die USA 
     Washington.  In den vergangenen 
fünf Jahren sind mehr Me-
xikaner aus den USA in ihre 
Heimat zurückgekehrt als aus 
Mexiko in die USA eingewan-
dert. Das geht aus einer am 
Donnerstag vom Pew-Institut 
veröffentlichten Studie hervor. 
Von 2009 bis 2014 verließen 
etwa eine Million Mexikaner 
und ihre in den USA gebore-
nen Kinder die Vereinigten 
Staaten. In derselben Zeit 
wanderten 870.000 Mexikaner 
nach Norden aus. Als Gründe 
gelten geringe Jobchancen für 
lateinamerikanische Einwande-
rer auf dem US-Arbeitsmarkt 
sowie eine stärkere Abschot-
tungspolitik Washingtons.  
 (AFP/jW)                                                          

Will von den Machenschaften der Geheimdienste ablenken: Der ehemalige 
CIA-Direktor James Woolsey (Washington, 12.2.2011) 
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